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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 


zu der Reform der Gemeinsamen Fischereipolitik der EU 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Gemeinsame Fischereipolitik 
KOM(2011) 425 endg.; Ratsdok. 12514/11 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die gemeinsame Marktorganisation für Erzeugnisse der Fischerei und der 
Aquakultur 

KOM(2011) 416 endg.; Ratsdok. 12516/11 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 
über den Europäischen Meeres- und Fischereifonds zur Aufhebung der 
Verordnungen (EG) Nr. 1198/2006 des Rates und (EG) Nr. 861/2006 des Rates 
sowie der Verordnung (EU) Nr. XXX/2011 des Rates über die integrierte 
Meerespolitik 

KOM(2011) 804 endg.; Ratsdok. 17870/11 


hier: Stellungnahme des Deutschen Bundestages nach Artikel 23 Absatz 3 
des Grundgesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Gemeinsame Fischereipolitik der Europäischen Union (GFP) hat bisher die 
selbstgesteckten Ziele deutlich verfehlt. Der Rückgang von Fischbeständen 
konnte nur zum Teil gestoppt oder umgekehrt werden. Die wirtschaftliche Si- 
tuation und die Zukunftsaussichten des Fischereisektors haben sich nicht ver- 
bessert. Auch bei der sog. externen Dimension, insbesondere den Fischerei- 
partnerschaftsabkommen mit Drittländern, bestehen nach wie vor Defizite, die 
es zu beseitigen gilt. 

Die Reform der Gemeinsamen Fischereipolitik ist eine wichtige Chance die 
Mängel schnellstmöglich abzustellen, positive Ansätze der letzten Jahre weiter- 
zuführen und zu verstärken, und den kulturell, ökologisch und wirtschaftlich 
wichtigen Sektor der Fischerei und Aquakultur zukunftsfähig auszugestalten. 
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Das Ziel der Reform muss eine nachhaltige, bestandserhaltende Fischerei sein, 
die zur Erholung überfischter Bestände in den Gewässern der EU und in Dritt- 
ländern führt und als Vorbild für die Bewirtschaftung von Fischbeständen und 
des Ökosystems Meer weltweit dienen kann. Eine solche nachhaltige Fischerei 
liegt auch im Interesse der gesamten Fischwirtschaft, da nach einer Erholung 
der Fischbestände wieder deutlich mehr Fische gefangen werden können und 
so die Zukunft der Branche langfristig gesichert werden kann. Die EU braucht 
eine Fischereipolitik, die Fischerinnen und Fischern auf der einen und den 
Fischbeständen auf der anderen Seite eine Zukunft gibt, und der Bedeutung des 
Fischfangs für die Küstengebiete in Entwicklungsländern stärker Rechnung 
trägt. 

Die Legislativvorschläge der Europäischen Kommission vom 13. Juli 2011 für 
eine umfassende Reform der Gemeinsamen Fischereipolitik bilden dafür grund- 
sätzlich eine gute Grundlage. Einige der vorgeschlagenen Reformmaßnahmen 
und Instrumente sind jedoch eher zweifelhaft und ihre Auswirkungen nur unzu- 
reichend durchdacht. Angesichts der sehr unterschiedlichen wirtschaftlichen 
und politischen Interessen der betroffenen Mitgliedstaaten besteht die Gefahr, 
dass die ursprünglichen Ziele der Reform der Fischereipolitik verwässert wer- 
den und das Ziel einer nachhaltigen Fischerei verfehlt wird. Das gilt es zu ver- 
hindern. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

bei den Verhandlungen zur Reform der Gemeinsamen Fischereipolitik folgende 
Position zu vertreten; 

Nachhaltigkeitsziel „Höchstmöglicher Dauerertrag“ (MSY, maximum sustain- 
able yield) 

— Das Prinzip des nachhaltigen Dauerertrages MSY muss durch die Grundver- 
ordnung als Leitlinie für die Bewirtschaftung aller Bestände festgelegt wer- 
den. Das Ziel einer Bewirtschaftung auf dem Niveau des MSY muss bis zum 
Jahr 2015 entsprechend den Beschlüssen des Nachhaltigkeitsgipfels von 
Johannesburg erreicht werden. Bei fehlenden wissenschaftlichen Daten sind 
die Fangmöglichkeiten nach dem Vorsorgeprinzip festzusetzen. 

— Mehrjährige Bewirtschaftungspläne müssen zentrales Instrument eines nach- 
haltigen Fischereimanagements sein. 

— Zur Erreichung des MSY-Ziels müssen für möglichst alle kommerziell ge- 
nutzten Bestände mehrjährige Bewirtschaftungspläne nach dem Ökosystem- 
ansatz — bei gemischten Fischereien nach dem Mehrartenansatz — aufgestellt 
werden. Künftig sollten die Bewirtschaftungspläne möglichst zu einem 
Ökosystemansatz weiterentwickelt werden. Die Bundesregierung soll die 
Kommission bei der Aufstellung dieser Pläne unterstützen. Ziel muss dabei 
auch sein, die Selektivität der Fischereien zur Vermeidung unerwünschter 
Beifänge zu erhöhen. Dies dient dem verbesserten Schutz von Jungfischen 
ebenso wie dem Schutz weiterer ökologisch bedeutsamer Arten. 

— Zur Verbesserung der für MSY erforderlichen wissenschaftlichen Daten 
müssen schärfere Sanktionsmechanismen geschaffen werden, mit denen die- 
jenigen Mitgliedstaaten bestraft werden, die ihren Verpflichtungen zur Mel- 
dung von Daten nicht nachkommen, z. B. durch geringere Quoten. 

— Bei allen Maßnahmen, die zum Erreichen eines MSY-Niveaus notwendig 
sind, muss der bewährte Grundsatz der relativen Stabilität bei der Verteilung 
der Fangquoten auf die Mitgliedstaaten strikt beibehalten werden. 
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Rückwurfverbote und Anlandegebote 

— Die Einführung von RückwurfVerboten und Anlandegeboten durch die 
Grundverordnung als ein Instrument zur Unterstützung einer nachhaltigen 
Fischerei wird unterstützt. 

— RückwurfVerbote dürfen nicht nach Arten, sondern müssen nach Fischereien 
eingeführt werden. Dabei sollte die wissenschaftlich nachgewiesene fische- 
reiliche Sterblichkeit des Beifangs bei den Gesamtfangmengen berücksich- 
tigt werden. Beifangarten, die hohe Überlebensraten aufweisen, sollten vom 
RückwurfVerbot ausgenommen werden. 

— Es muss eine hochwertigere Verwertung von Beifängen, die untermaßig sind 
oder die Quoten überschreiten, als die Verarbeitung zu Fischmehl oder -öl 
ermöglicht werden. Dabei müssen Fehlanreize zur Vermarktung von Jung- 
fischen vermieden werden. Dabei darf die nationale Gesamtfangmenge nicht 
überschritten werden. 

— Zur Unterstützung der Ziele der Gemeinsamen Fischereipolitik sind For- 
schung und Entwicklung in diesem Bereich zu stärken. Ein besonderes Au- 
genmerk sollte dabei auf der Entwicklung innovativer und selektiver Fang- 
methoden liegen. 

— Als Alternative zur Übertragung von Fischereibefugnissen muss die Mög- 
lichkeit der Aruechnung von Beifängen auf die Quoten der Hauptzielarten in 
bestimmtem Rahmen bestehen, um eine Ausfischung von Quoten zu ermög- 
lichen. 

— Die Einhaltung des Rückwurfverbotes muss in geeigneter Weise kontrolliert 
werden; hierzu bedarf es wirksamer und praktikabler Lösungen. 

— Bei begründetem Verdacht von systematischem, fischereilichem Fehlverhal- 
ten besteht die Verpflichtung zur Mitnahme von Beobachtern an Bord von 
Fischereifahrzeugen. 

— Es darf keine Verpflichtung zum Einbau von Kameras an Bord von kleinen 
und handwerklichen Fischereifahrzeugen eingeführt werden. Im Siime einer 
volldokumentierten und nachhaltigen Fischerei sollte es aber Anreize zum 
freiwilligen Einbau von Kameras geben. Es sind alternative Monitoringsys- 
teme vorzusehen. 

Zusammenwirken von Fischerei- und Umweltpolitik 

— Die Reform der Gemeinsamen Fischereipolitik muss auch im Einklang mit 
den Zielen der europäischen Natur- und Umweltschutzpolitik, z. B. der Mee- 
resstrategie-Rahmenrichtlinie, stehen. 

Fischereibefugnisse 

— Fangquoten müssen auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkeimtnisse mit 
dem Ziel einer nachhaltigen Bewirtschaftung festgesetzt werden. 

— Das bewährte System der Quotenverwaltung in Deutschland darf nicht ver- 
ändert werden. Steuernde Eingriffe in die Quotenzuteilung müssen weiterhin 
möglich sein. 

— Die Fischereiressourcen müssen öffentliches Gut bleiben. 

— Die obligatorische Einführung einer Handelbarkeit von Fischereibefugnissen 
durch die EU ist abzulehnen. Die Mitgliedstaaten müssen über das Verfahren 
der Zuweisung und Übertragung von Fischereibefugnissen entscheiden kön- 
nen. Grundsätzlich solltenjedem Fischer bzw. den Erzeugerorganisationen in- 
dividuelle Fangmöglichkeiten zugewiesen werden, um das Quotenmanage- 
ment zu optimieren und insbesondere eine Überfischung der Bestände zu 
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verhindern. Ausnahmen können jedoch für Beifangarten oder kleinere Fische- 
reien vorgesehen werden. 

— Die Übertragung von Fischereibefugnissen in Deutschland ist weiterhin in 
Zusammenarbeit mit den betroffenen Fischern zu regeln, um im Sinne einer 
angemessenen Beteiligung der Betroffenen eine größtmögliche Akzeptanz 
zu erreichen. 

— Bei der Umsetzung in Deutschland ist zu gewährleisten, dass eine Verlage- 
rung deutscher Nutzungsrechte ins Ausland verhindert wird und Nutzungs- 
rechte sich nur im Besitz aktiver Fischer befinden. 

— Die Möglichkeit der Mitgliedstaaten einen Teil der Quoten zurückzuhalten, 
muss weiterhin auf 5 Prozent begrenzt bleiben. 

Abbau von Flottenüberkapazitäten 

— Mitgliedstaaten müssen die national existierende Fangkapazität in Bezug auf 
die nachhaltigen Fangmengen nach einem EU -weit vergleichbaren Verfah- 
ren ermitteln. Auf dieser Basis müssen die Mitgliedstaaten ihrer bereits be- 
stehenden Verpflichtung nachkommen, regelmäßig über den nationalen Ka- 
pazitätsabbau zu berichten. 

— Die vorgesehene Verpflichtung für Mitgliedstaaten, wonach diese Maßnah- 
men ergreifen müssen, um ihre Fangkapazitäten ins Gleichgewicht mit ihren 
Fangmöglichkeiten zu bringen, so wie dies in Deutschland bereits der Fall 
ist, muss beibehalten werden. Der Abbau der Überkapazitäten wird als zen- 
trales Element für eine erfolgreiche Reform gesehen. Nach Vorliegen der 
entsprechenden Daten zu Überkapazitäten ist ein verbindlicher Zeitplan zu 
erarbeiten. 

— Die vorgesehene Neufestlegung von Kapazitätsobergrenzen muss zu einer 
effektiven und nachprüfbaren Reduzierang der Fangkapazitäten führen. Die 
von einigen Mitgliedstaaten bereits erbrachten Vorleistungen sind dabei zu 
berücksichtigen. Dafür ist ein Verfahren zu entwickeln, um beziffern zu kön- 
nen, in welchem Umfang die Flottenkapazitäten im Einklang mit den natio- 
nalen Fangmöglichkeiten stehen. 

— Mitgliedstaaten, die ihren Verpflichtungen zur Meldung von Maßnahmen 
zur Angleichung ihrer Flotte an die vorhandenen Fangmöglichkeiten nicht 
nachkommen, sind mit Sanktionen zu belegen. 

Aufwandsbeschränkungen 

— Fangmöglichkeiten müssen vorrangig als Fangmenge definiert werden. 

— Fangaufwandsbeschränkungen dürfen nur noch für die Bestände gelten, für 
die keine Fangmengen festgelegt worden sind und bei denen eine biolo- 
gische Notwendigkeit zur Regulierung der Fischerei besteht. 

Kompetenzen der Kommission und Regionalisierung 

— Entsprechend dem Lissabon- Vertrag müssen delegierte Rechtsakte auf 
„nichtwesentliche“ Elemente von Rechtsakten begrenzt bleiben. 

— Die im Entwurf der Grundverordnung enthaltenen „Freibriefe“ für dele- 
gierte Rechtsakte erfüllen dieses Kriterium nicht. Vielmehr muss in jedem 
konkreten Einzelfall, etwa bei Verordnungen über Bewirtschaftungspläne 
oder technische Maßnahmen, geprüft werden, ob ein delegierter Rechtsakt 
angemessen ist. 
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— Der EU ist im Rahmen der Grandverordnung keine Regelungsbefugnis für 
die Fluss- und Seenfischerei einzuräumen. Flier ist nach dem Subsidiaritäts- 
prinzip die nationale Zuständigkeit zu gewährleisten. 

— Die Rolle der regionalen Beiräte ist zu stärken. 

Europäischer Meeres- und Fischereifonds 

— Der Europäische Meeres- und Fischereifonds (EMFF) ist bestmöglich mit 
den weiteren EU-Straktur- und Entwicklungsfonds abzustimmen, um die 
größtmögliche Wirkung bei der Begleitung des Strukturwandels und der 
Entwicklung der Küstenregionen zu gewährleisten. Zu berücksichtigen ist 
dabei jedoch, dass der EMFF als kleinster Fonds, der nur 1 Prozent des Ge- 
samtvolumens der verschiedenen Fonds ausmacht, nicht zu sehr mit Büro- 
kratie überfrachtet wird. Insbesondere das Verwaltungs- und Kontrollsystem 
der Landwirtschaft darf nicht 1 : 1 auf den EMFF übertragen werden. 

— Eine Erhöhung der Effizienz und die Senkung der Bürokratiekosten ist not- 
wendig. Hierfür sind die Verwaltung des EMFF und die Antragstellung zu 
vereinfachen. 

— Forschung und Entwicklung im Bereich der Fischerei und Fischwirtschaft 
müssen zukünftig ein zentraler Punkt des EMFF werden. Innovative und se- 
lektivere Fangmethoden können helfen, die Fischerei nachhaltiger, effizien- 
ter und wirtschaftlicher zu machen. 

— Der notwendige und überfällige Abbau von Flottenkapazitäten in der hand- 
werklichen Küstenfischerei einiger Mitgliedstaaten muss vordringlich in 
entwicklungsschwachen Regionen durch Mittel der Strakturfonds sozialver- 
träglich abgefedert werden. Nur so können die notwendige Akzeptanz der 
betroffenen Fischeriimen und Fischer gewonnen und die Abbauziele dauer- 
haft erreicht werden. 

— Der EMFF darf nicht als Instrument für die Finanzierung des Aufbaus und 
des Erhalts von Überkapazitäten eingesetzt werden. Er muss aber Möglich- 
keiten zur Förderung von Ersatzbauten beinhalten. Dies jedoch nur unter der 
strengen Voraussetzung, dass die befischten Zielarten nachhaltig bewirt- 
schaftet werden, die Flottenkapazitäten des entsprechenden Mitgliedstaates 
im Einklang mit dessen Fangmöglichkeiten stehen und dass sich dadurch die 
Flottenkapazität und das Fangpotenzial der Flotte des Mitgliedstaates nicht 
erhöht. 

— Neben neuen müssen auch bestehende Unternehmen der Aquakulturbranche 
Förderung aus dem EMFF zum Bau neuer Produktionsstätten erhalten kön- 
nen. 

— Fischereiunternehmen, die mehrfach oder gravierend gegen Fischereivor- 
schriften verstoßen haben, werden zukünftig von der Vergabe von EMFF- 
Fördermitteln ausgeschlossen. 

Aquakultur 

— Die vorgesehene Stärkung der nachhaltigen Aquakultur und Binnenfischerei 
wird unterstützt. Die Bedeutung der Teichwirtschaft für die jeweiligen Re- 
gionen in den Mitgliedstaaten soll so noch deutlicher hervorgehoben wer- 
den. Deshalb müssen bestehende Aquakulturbetriebe weiterhin förderfähig 
sein. Dies gilt auch für die Gründung eines Aquakultur-Beirates, mit dem 
eine bessere Beteiligung an der Ausrichtung von Maßnahmen an der Aqua- 
kultur erreicht werden soll. 
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— Zur Entwicklung einer möglichst nachhaltigen Aquakultur müssen intensive 
Forschungen über alternative Fütterungsmethoden gefördert werden, um die 
negativen Auswirkungen des derzeitig bestehenden Einsatzes von Fisch- 
mehl zu reduzieren. 

Marktpolitik und Verbraucherinformation 

— Die vorgesehene Stärkung der Erzeuger- und Branchenorganisationen im 
Rahmen der Novellierung der gemeinsamen Marktorganisation für Erzeug- 
nisse der Fischerei und Aquakultur wird unterstützt. Dies gilt auch für die 
vorgesehene Vereinfachung des Interventionsregimes und die Verbesserung 
der Informationen für Verbraucher. 

— Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich weiterhin für eine europäische 
Rahmenregelung mit Mindeststandards für Fischereinachhaltigkeitssiegel ein- 
zusetzen. Hier muss der Kommissionsvorschlag noch nachgebessert werden. 

— Zur Stärkung der Erzeugerorganisationen müssen diese weiterhin vorrangig 
die Quoten verwalten. 

Externe Dimension 

— Die Bundesregierang soll sich im Rahmen der Verhandlungen zur Reform 
der Gemeinsamen Fischereipolitik dafür einsetzen, dass auch für alle EU- 
Fischereiaktivitäten in Drittländern und in internationalen Gewässern die 
gleichen Regeln gelten wie in den EU-Gewässern und sie im Einklang mit 
den entwicklungspolitischen Zielen der EU stehen. 

— Das Nachhaltigkeitsprinzip darf nicht an den Grenzen der EU-Gewässer halt 
machen. Deshalb wird die Absicht der Kommission unterstützt, sich auch in 
den bilateralen Fischereipartnerschaftsabkommen und den regionalen Fische- 
reiorganisationen verstärkt für das Nachhaltigkeitsziel einzusetzen. Dabei 
kommen der Verbesserung der wissenschaftlichen Datengrandlage, einer 
effektiveren Fischereikontrolle und der Bekämpfung der illegalen Fischerei 
besondere Bedeutung zu. 

— Es ist zu gewährleisten, dass nur nachhaltig vorhandene Fangmöglichkeiten 
genutzt werden. Dabei ist dafür zu sorgen, dass im Rahmen einer nachhalti- 
gen Nutzung von Fischereiressourcen Interessenkonflikte mit einheimischen 
Fischern vermieden werden. 

— Es muss dem von der Kommission vorgesehenen Grundsatz strikt gefolgt 
werden, wonach die europäischen Fischer im Rahmen von Fischereiabkom- 
men nur noch Fangmöglichkeiten erhalten sollen, die die Partnerstaaten 
nicht selbst nutzen können. 

— Bei diesen Partnerschaftsabkommen muss mehr Transparenz über zusätz- 
liche Vereinbarungen der Partnerstaaten mit Drittländern eingefordert wer- 
den, um eine Übernutzung der lokalen Fischbestände zu verhindern. 

— Die finanzielle Unterstützung des Fischereisektors in Partnerländern muss 
von allen Zahlungen für Fischereizugangsrechte entkoppelt werden, ist je- 
doch gleichzeitig an das Prinzip einer nachhaltigen Fischerei zu binden. 

— Den neuen freiwilligen Leitlinien des Weiternährangsausschusses der Emäh- 
rangs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) zum 
verantwortungsvollen Umgang u. a. mit Fischgründen („Voluntary Guidelines 
on the Responsible Govemance of Tenure of Land, Fisheries and Forests in 
the Context of National Food Security“) muss Rechnung getragen werden. 
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— Entwicklungsländer sollen zukünftig verstärkt durch organisatorische und 
technische Maßnahmen dabei unterstützt werden, eine effektive Kontrolle 
über ihre Hoheitsgewässer und eine verbesserte Rechtsdurchsetzung leisten 
zu können. 

— Die entwicklungspolitischen Maßnahmen im Rahmen der Fischereiabkom- 
men sollten darauf abzielen, die Wertschöpfung in den Partnerländern zu er- 
höhen, z. B. durch verbindliche Anlandegebote für EU-Fangschiffe sowie 
durch Förderung der Verarbeitungskapazitäten und den Ausbau handwerk- 
licher Fangkapazitäten in den Partnerländern. 

— Ein Kohärenzgebot in Bezug auf die entwicklungspolitischen Ziele der EU 
(gemäß Artikel 208 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union ~ AEUV) muss explizit in die Zielbestimmungen des Kapitels über 
die externe Dimension der Grundverordnung aufgenommen werden. 

— Kapazitäten für wissenschaftliche Untersuchungen über den Zustand der 
Fischbestände müssen sowohl innerhalb der EU als auch in den Partnerlän- 
dern gestärkt werden. 

— Regeln und Zielwertfeststellungen für die nachhaltige Bewirtschaftung von 
wandernden Fischarten müssen unter Berücksichtigung des Gesamtbestands 
und unter Einbeziehung der Staaten getroffen werden, die ebenfalls den be- 
treffenden Bestand befischen. 


Berlin, den 25. September 2012 

Volker Kauder, Gerda Hasself eldt und Fraktion 
Rainer Brüderle und Fraktion 


Begründung 

Die Grundverordnung zur derzeitigen Gemeinsamen Fischereipolitik (GFP) der 
Europäischen Union trat am 1. Januar 2003 in Kraft. In ihrem Grünbuch zur 
Reform der GFP kommt die Europäische Kommission zu dem Schluss, dass die 
GFP ihre wesentlichen Ziele bisher verfehlt hat: So sind viele europäische 
Fischbestände immer noch überfischt, für viele Fischereien ist die wirtschaft- 
liche Situation trotz hoher Zuschüsse schwierig und ein wenig attraktives Be- 
rufsfeld. Ebenso ist die wirtschaftliche Lage vieler von der Fischerei abhängi- 
ger Küstengebiete weiterhin schwierig. 

Die Kommission hat für die Zeit nach 2013 deshalb am 13. Juli 2011 einen ehr- 
geizigen Vorschlag zur Reform der Fischereipolitik vorgelegt. Grundlegendes 
Ziel ist es, wesentliche Voraussetzungen für den Erhalt der europäischen Fisch- 
bestände und Fischereien ebenso wie der Meeresumwelt zu schaffen. Kem- 
element der Reform ist es, gesunde Fischbestände aufzubauen und zu erhalten. 
Zu diesem Zweck sollen alle Bestände bis zum Jahr 20 1 5 im Rahmen des höchst- 
möglichen Dauerertrags (MSY — maximum sustainable yield) bewirtschaftet 
werden. 

Mit der Verabschiedung der europäischen Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie 
2008 und ihrem Ziel, den guten Meeresumweltzustand bis zum Jahr 2020 her- 
zustellen, ist die Bundesregierung eine weitere Verpflichtung eingegangen, die 
eine erfolgreiche Reform der Gemeinsamen Fischereipolitik unabdingbar 
macht. 
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Inzwischen wird mehr als die Hälfte der europäischen Bestände im Nordost- 
atlantik nachhaltig bewirtschaftet. Bei vielen Beständen fehlen allerdings 
valide wissenschaftliche Daten darüber, wo der MSY liegt und wie dieser im 
ökosystemaren Ansatz zu berechnen ist. Um alle europäischen Bestände auf 
MSY-Niveau anzuheben, schlägt die Kommission vor, mehrjährige Bewirt- 
schaftungspläne für alle Fischbestände einzuführen. Diese sind für die Erhal- 
tung bzw. Erholung der Fischbestände unverzichtbar und leisten einen wichti- 
gen Beitrag zur Planungssicherheit der Fischer. Bewirtschaftungspläne verei- 
nen ökologische Erfordernisse und wirtschaftliche und soziale Überlegungen. 
Die mehrjährigen Bewirtschaftungspläne sollen künftig mehrere Arten umfas- 
sen, um einem ökosystemaren Ansatz Rechnung zu tragen, und auf solider wis- 
senschaftlicher Datengrundlage erstellt werden. Das beste Beispiel für einen 
erfolgreichen Bewirtschaftungsplan ist der Plan für Dorsch in der Ostsee. Der 
Bestand hat seit der Einführung des Planes eine erfreuliche Entwicklung ge- 
nommen und ist heute größer als vor 20 Jahren. 

Auf EU-Ebene gelten derzeit bereits für zahlreiche Bestände Bewirtschaftungs- 
pläne, unter anderem für Kabeljau, Scholle und Seezunge in der Nordsee und 
für Dorsch in der Ostsee. Weitere Bewirtschaftungspläne befinden sich in der 
Erarbeitung. Darüber hinaus hat die EU Bewirtschaftungspläne mit Norwegen 
sowie im Rahmen regionaler Fischereiorganisationen vereinbart, z. B. für den 
Roten Thun im Mittelmeer und Ostatlantik. Die Einführung von Bewirtschaf- 
tungsplänen hat auch dazu beigetragen, das Ausmaß der jedes Jahr aufs neue 
kritisierten Praxis des Ministerrates, die Fangmengen oberhalb der von der 
Wissenschaft vorgeschlagenen nachhaltigen Fangmengen festzulegen, deutlich 
zu vermindern. Lagen im Jahr 2008 noch 51 Prozent der festgesetzten Fang- 
mengen oberhalb der wissenschaftlichen Empfehlung, waren es im Jahr 2012 
nur noch 1 1 Prozent*. 

Die Einführung von RückwurfVerboten und Anlandegeboten ist ein zielführen- 
des Instrument zur Unterstützung einer nachhaltigen Fischerei. Diese werden 
auch helfen, die wissenschaftliche Datenlage zügig zu verbessern, so dass 
Fangmengen nach MSY-Ansatz zielgenauer festgelegt und Bewirtschaftungs- 
pläne zügiger aufgestellt werden können. Die von der Kommission vorgeschla- 
genen Regelungen sind in ihren Auswirkungen jedoch noch nicht vollständig 
überschaubar. Dies gilt insbesondere für die Ausstattung der Fischer mit ausrei- 
chenden Beifangquoten. So könnten einige bislang wirtschaftlich unbedeutende 
Fischarten nunmehr zum limitierenden Faktor werden und zur Schließung von 
Fischereien führen (sog. choke-species), die ihre Hauptzielarten nicht ausge- 
fischt haben. 

Hinzu kommt, dass im Kommissionsansatz Fischereien und Fischarten mit ho- 
hen Überlebensraten der zurückgeworfenen Fische nicht berücksichtigt wer- 
den. Der gewählte Ansatz würde die fischereiliche Sterblichkeit in diesen Fi- 
schereien entgegen des angestrebten Zieles noch erhöhen. Zu bevorzugen ist 
daher anstelle des gewählten artenbezogenen ein fischereibezogener Ansatz. 
Gleichzeitig muss gewährleistet sein, dass eine möglichst hochwertige Nutzung 
der angelandeten Beifänge erfolgen kann, ohne Anreize für verstärkten Beifang 
zu setzen. Die wertvolle Ressource Fisch darf nicht verpflichtend nur als Fisch- 
mehl enden. Ferner bleibt unklar, ob und in welcher Form eine Anpassung der 
Gesamtfangmengen bei gleichbleibender fischereilicher Sterblichkeit und Er- 
halt der relativen Stabilität umgesetzt werden soll. 

Die Kommission schlägt vor, mittels handelbarer Fischereirechte einen markt- 
basierten Mechanismus einzuführen, um die in vielen Mitgliedstaaten beste- 
henden Überkapazitäten der Fangflotten abzubauen. Die Kommission erhofft 
sich durch die Einführung dieses Systems eine Verringerung der Flottenkapazi- 
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tat innerhalb der Gemeinschaft und damit geringeren fischereilichen Drack auf 
die vorhandenen Ressourcen. Die vorgeschlagenen übertragbaren Fischereibe- 
fugnisse stimmen weitgehend mit dem bereits heute in Deutschland geltenden 
System der Zuteilung von Fangmöglichkeiten überein. Allerdings sollen diese 
im Gegensatz zum jetzigen System des ausschließlichen Quotentausches in 
Deutschland zukünftig verpachtet, geleast und verkauft werden können. 

Die dauerhafte Zuweisung von privaten Eigentumsrechten an öffentlichen Gü- 
tern, wie den lebenden Meeresschätzen, ist kritisch zu sehen. Die Mitgliedstaa- 
ten müssen auch künftig die Verantwortung dafür tragen, dass die Fischbe- 
stände in ihren Hoheitsgewässem nachhaltig bewirtschaftet werden. Der Staat 
darf sich der Verantwortung zur Erhaltung dieser wichtigen Lebensgrundlage 
nicht entziehen. 

Ob und in welchem Maß das Ziel des Abbaus von Überkapazitäten durch die 
Handelbarkeit der Fangmengen tatsächlich erreicht werden kann, bleibt offen 
und spekulativ. Stattdessen besteht jedoch die Gefahr, dass die Fangmengen bei 
einem grenzüberschreitenden Handel zu den bisherigen Überkapazitäten wan- 
dern. Die Reduzierung der Zahl der Fischer bzw. der Fangkapazität ist in vielen 
Küstenregionen politisch nicht gewollt. Deswegen hat die Kommission vorge- 
schlagen, die kleine, handwerkliche Küstenfischerei von der Anwendung eines 
solchen Systems auszunehmen. Dadurch würde die Überkapazität im Mittel- 
meer, wo die Bestände am stärksten überfischt sind, nicht reduziert. In anderen 
Regionen Europas bestünde hingegen die Gefahr, dass sich die Fischereibefug- 
nisse mehr und mehr in den Händen weniger kapitalkräftiger Unternehmen 
konzentrieren würden. Aus diesen Gründen ist der Deutsche Bundestag nicht 
davon überzeugt, dass die Handelbarkeit von Fangrechten wesentlich zur 
Lösung der Probleme der europäischen Fischerei beitragen kann. 

Die Doppelung von Fangaufwand und Fangquote ist bei Beständen, für die Fang- 
mengen entsprechend MSY festgelegt wurden und die von Flotten befischt wer- 
den, die sich im Einklang mit den Fangmöglichkeiten befinden, ökologisch nicht 
erforderlich und betriebswirtschaftlich kontraproduktiv. Das Instmment des Fang- 
aufwandes ist von daher auf diejenigen Fischereien zu beschränken, für die keine 
Fangmengen entsprechend MSY festgelegt worden sind und bei denen eine 
biologische Notwendigkeit zur Regulierung der Fischerei besteht. 

Die Kommission will das Mikro-Management auf EU-Ebene beenden und 
räumt in ihren Vorschlägen der Regionalisierung einen großen Stellenwert ein. 
Auf EU-Ebene sollen zukünftig nur noch die generellen Entscheidungen ge- 
troffen werden. Das Management soll auf Ebene der Mitgliedstaaten oder in 
regionalen Gremien wie z. B. Baltfish getroffen werden. Dieses Vorhaben der 
Kommission ist grandsätzlich sinnvoll, denn in den regionalen Beiräten ist um- 
fassendes Fachwissen versammelt. Die Rolle der bereits bestehenden regiona- 
len Beiräte findet in den vorliegenden Vorschlägen aus Sicht des Deutschen Bun- 
destages nicht genügend Würdigung. Die fachlichen Stellungnahmen der regio- 
nalen Beiräte fanden in der Vergangenheit nur unzureichend Berücksichtigung. 

Kritisch zu sehen ist die Vielzahl von delegierten Rechtsakten, mit denen die 
Kommission ermächtigt wird, in eigener Verantwortung Rechtsetzung vorzu- 
nehmen. Dies betrifft insbesondere die mehrjährigen Bewirtschaftungspläne, 
die Ausgestaltung technischer Maßnahmen sowie die Aufbereitung der Daten 
von Wissenschaft, Fischereimanagement und -kontrolle. 

Der EMFF ist ein wesentlicher Bestandteil der europäischen Meeres- und Fi- 
schereipolitik. Er setzt die wesentlichen Ziele der Gemeinsamen Fischereipoli- 
tik und der integrierten Meerespolitk um. Er soll einerseits die Nachhaltigkeit 
und Wettbewerbsfähigkeit von Fischerei und Aquakultur fördern, also zu mehr 
Umweltschutz und Ressourceneffizienz beitragen. Andererseits soll er die Be- 
schäftigung und Arbeitskräftemobilität im Fischereisektor verbessern, neue und 
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zukunftssichere Perspektiven für die Beschäftigten des Sektors entwickeln und 
die Wettbewerbsfähigkeit und Attraktivität der Küstenregionen sichern. Mit 
dem EMFF sollen vermehrt alternative Beschäftigungsmöglichkeiten und die 
Diversifizierung der Einkommensmöglichkeiten gefördert werden. Ein Flaupt- 
augenmerk muss aber auf der Erforschung selektiver und innovativer Fangme- 
thoden liegen, um den Zielen einer zukünftigen Gemeinsamen Fischereipolitik 
Rechnung zu tragen. 

Bislang besteht bei allen Formen der im Europäischen Fischereifonds (EFF) 
enthaltenen Fördermaßnahmen, die für Investitionen in die Ausrüstung von 
Schiffen gezahlt werden, die Gefahr, dass diese Fördermittel dazu beitragen, 
Überkapazitäten aufzubauen oder am Markt zu halten. Damit zukünftig der 
EMFF nicht ebenfalls als Instrument für die Finanzierung des Aufbaus und des 
Erhalts von Überkapazitäten eingesetzt werden kann, ist es von grundlegender 
Bedeutung, dass ausnahmslos nur noch Investitionen in Fangschiffe gefördert 
werden, die - entsprechend den von der EU festgelegten Maßstäben - nicht Teil 
von Überkapazitäten sind. Unter dieser Voraussetzung - und nur dann — ist 
auch eine Ersatzbauförderung denkbar und zu rechtfertigen. 

Der EFF zeichnete sich durch einen enormen Verwaltungsaufwand aus. Einige 
Bundesländer wie auch viele Betriebe sind aus dem EFF ausgestiegen, weil die 
Bürokratiekosten in keinerlei Verhältnis zu den Fördermitteln stehen. Für den 
Fall einer weiteren Zunahme des Verwaltungsaufwands haben weitere Bundes- 
länder den Ausstieg angekündigt. Die Koordination des EMFF mit den anderen 
Fonds und eine Angleichung von Antrags- und Förderverfahren kann zu einer 
deutlichen Vereinfachung der Bürokratie führen. Hier sind die Besonderheiten 
des EMFF als kleinster Fonds zu beachten. Gleichzeitig enthält der Entwurf des 
EMFF jedoch eine Fülle neuer Aufgaben für die Verwaltung. Der Entwurf für 
den EMFF ist ein Beispiel dafür, dass die Kommission zwar von Bürokratie- 
abbau spricht, tatsächlich aber mehr Bürokratie schafft. Dabei ist es von großer 
Bedeutung, dass der EMFF mit den anderen großen Entwicklungsfonds der 
EU, wie dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), dem 
Europäischen Sozialfonds (ESF) und dem Kohäsionsfonds (KF) sowie dem 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raumes 
(EUER) abgestimmt wird, allerdings müssen die Besonderheiten des EMFF als 
kleinstem Fonds berücksichtigt werden. 

Das Nachhaltigkeitsprinzip darf nicht an den Grenzen der EU-Gewässer halt 
machen. Die aktuelle GFP-Reform bietet eine große Chance, auch die Aktivitä- 
ten der EU-Fangfiotte vor den Küsten von Entwicklungsländern und auf Hoher 
See endlich auf eine nachhaltige Grandlage zu stellen. Zum ersten Mal wird 
auch die so genaimte externe Dimension mit einem eigenen Kapitel in die 
Grandverordnung der GFP eingebunden. Der bisherige Legislativvorschlag der 
Kommission enthält bereits einige wichtige Änderungen, greift in seiner ent- 
wicklungspolitischen Dimension aber viel zu kurz. 

Grundsätzlich ist zu begrüßen, dass die EU-Fischereiabkommen mit Entwick- 
lungsländern umweit- und sozialverträglicher gestaltet werden sollen. Das allein 
reicht aber nicht aus. Da die Fähigkeiten der Entwicklungsländer, ihre Fisch- 
gründe eigenständig zu bewirtschaften und zu kontrollieren, eingeschränkt sind, 
sollte die EU diese Länder weiterhin beim Aufbau ihres Fischereisektors ein- 
schließlich von effektiven Überwachungsmechanismen unterstützen. Vor allem 
die handwerkliche Fischerei und ihr Beitrag zur nachhaltigen Nutzung der 
marinen Ressourcen sollte gefördert werden. 
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